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Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 25 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wahlprüfung, Immu-
nität und Geschäftsordnung (1. Ausschuss)

Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages

hier: Änderungen im Hinblick auf den Ver-
trag von Lissabon

– Drucksache 17/2394 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Bernhard Kaster 
Michael Hartmann (Wackernheim)
Jörg van Essen 
Alexander Ulrich 
Volker Beck (Köln)

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen vor. 

Wie bereits in der Tagesordnung ausgewiesen, wer-
den auch hier die Reden zu Protokoll genommen, und
zwar von folgenden Kolleginnen und Kollegen:
Bernhard Kaster, Dr. Eva Högl, Jörg van Essen,
Alexander Ulrich und Jerzy Montag. 

Bernhard Kaster (CDU/CSU): 
Der Vertrag von Lissabon ist am 1. Dezember 2009 in

Kraft getreten. Bundestag und Bundesrat haben im Sep-
tember 2009 in Deutschland die Voraussetzungen für die
Ratifizierung des Vertrages von Lissabon geschaffen.
Dieser Vertrag stärkt besonders die Rechte der nationa-
len Parlamente. Diese stärkere Mitwirkung des Deut-
schen Bundestages in europäischen Angelegenheiten
haben wir bereits in den sogenannten Begleitgesetzen
zum Lissabonner Vertrag zur Wahrnehmung der Inte-
grationsverantwortung durch den Bundestag und den
Bundesrat beschlossen.

Für alle Fraktionen war es selbstverständlich, diese
gravierenden europapolitischen Änderungen auch in ei-
ner Vielzahl von Regelungen unserer Geschäftsordnung
entsprechend umzusetzen. Die Geschäftsordnung ist die
gemeinsame Arbeitsgrundlage für uns als Volksvertre-
tung. Der Begriff „Geschäftsordnung“ gibt eigentlich
gar nicht so richtig wieder, wie bedeutsam es ist, dass
ein Parlament sich selbst in einem großen Einverneh-
men gemeinsame Arbeitsregeln gibt. Auch unabhängig
von noch eingebrachten Änderungsanträgen möchte ich
daher die Gelegenheit nutzen, allen Fraktionen für die
sehr umfangreichen und konstruktiven Beratungen im
Geschäftsordnungsausschuss zu danken, die wie auch
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

jene im Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäi-
schen Union und allen weiteren mitberatenden Aus-
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schüssen von dem Ziel geprägt waren, zu einvernehmli-
chen Ergebnissen zu kommen. 

Bei aller Kritik, die die Politik oft sehr pauschal bei
allen denkbar strittigen Themen trifft, muss an dieser
Stelle auch einmal betont werden, dass die Gemeinsam-
keit aller Demokraten bei der Festlegung auch der par-
lamentarischen Spielregeln hier aufs Beste funktioniert
hat.

Die große Palette der notwendigen Änderungen – ob
bei den plenarersetzenden Möglichkeiten des Europa-
ausschusses, ob bei der Subsidiaritätsrüge oder Subsi-
diaritätsklage, ob bei Fragen zur Handhabung der Pro-
zessführung beim Europäischen Gerichtshof –, all dies
erforderte viel unterstützende Zuarbeit durch das Sekre-
tariat des Geschäftsordnungsausschusses. Das, was die-
ses Sekretariat angesichts des Umfangs der Geschäfts-
ordnungsänderungen geleistet hat, übersteigt das sonst
Übliche bei weitem. Deshalb sei an dieser Stelle ein gro-
ßer Dank an Herrn Dr. Paschmanns und seine Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter übermittelt. Sie haben uns Par-
lamentariern sehr geholfen.

Die Europäische Union, mehr noch die europäische
Politik, steht immer wieder auch in der Kritik der Bürge-
rinnen und Bürger. Trotzdem ist festzuhalten: Die Euro-
päische Union und ihre Entwicklung in den letzten Jah-
ren ist im Empfinden der Menschen, beispielsweise auch
in der Lebensweise und Lebenswirklichkeit der jungen
Leute, zu einer nicht mehr wegzudenkenden Selbstver-
ständlichkeit geworden – ein wirklicher Glücksfall unse-
rer gemeinsamen europäischen Geschichte.

Die europäische Politik muss vor allem freilich im-
mer auch die Menschen mitnehmen. Der Lissabonner
Vertrag und die darin verankerte Subsidiarität mit der
gestärkten Mitwirkung der nationalen Parlamente leis-
tet dazu einen wesentlichen Beitrag. 

Diese Möglichkeiten des Lissabonner Vertrags müs-
sen wir nun in der parlamentarischen Praxis nutzen.
Das geht aber nur, wenn wir auch arbeitstechnisch, ver-
fahrensmäßig, entsprechend gut gerüstet sind. In der
Neufassung unserer Geschäftsordnung standen daher
diese Fragen im Mittelpunkt. Wir sind dabei geblieben:
Einerseits bleiben die jeweiligen Fachausschüsse bei
den verschiedenen Themen federführend, jedoch erhält
der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäi-
schen Union entsprechend der Verfassung und den Be-
gleitgesetzen auch plenarersetzende Befugnisse. 

Zwar können die Entscheidungen im Bereich der ge-
meinsamen Sicherheits- und Außenpolitik und beim so-
genannten Notbremsemechanismus an den EU-Aus-
schuss delegiert werden. Wir haben jedoch in den
Beratungen letztlich von dieser Möglichkeit ganz be-
wusst nicht Gebrauch gemacht. Es steht doch gerade
hier das gesamte Parlament in einer besonderen Verant-
wortung, wie sie etwa auch im Parlamentsbeteiligungs-
gesetz zum Ausdruck kommt.

Neu in die Geschäftsordnung aufgenommen wurden
Bestimmungen zur Subsidiaritätsklage und Subsidiari-
tätsrüge. Mit der Subsidiaritätsrüge kann der Bundestag
binnen acht Wochen nach Übermittlung eines Entwurfs
eines europäischen Rechtssetzungsaktes gegenüber Rat,
Europäischem Parlament und Kommission darlegen,
weshalb dieser Entwurf nicht mit dem Subsidiaritäts-
prinzip vereinbar ist. Es handelt sich um ein sehr not-
wendiges „Frühwarnsystem“, das es uns ermöglicht, zu
Beginn des Gesetzgebungsverfahrens auf Bedenken hin-
zuweisen. 

Die Durchführung einer Subsidiaritätsklage des
Deutschen Bundestages vor dem Europäischen Ge-
richtshof haben wir auf den Ausschuss für Europäische
Angelegenheiten übertragen. Dafür sprachen beson-
ders dessen Erfahrung im Hinblick auf das Thema Sub-
sidiarität und die Tatsache, dass nur dieser Ausschuss
plenarersetzende Kompetenzen hat. Zudem wird so auch
ein einheitliches Verfahren vor dem EuGH sicherge-
stellt.

Beachtenswert: Für die Subsidiaritätsklage wird
durch die Möglichkeit für ein Viertel der Mitglieder des
Bundestages, eine solche Klage auch gegen den Willen
der großen Mehrheit durchzusetzen, ein neues Minder-
heitenrecht in der Geschäftsordnung verankert.

Letztlich wird die Praxis zeigen, ob die notwendige
Verzahnung europäischer und nationaler Politik auch
im Alltag auf der Grundlage dieser Geschäftsordnung
gelingt. 

Der Lissabonner Vertrag und diese Geschäftsord-
nung ermöglichen es, dass europäische Themen viel
stärker als bisher über den Deutschen Bundestag der
deutschen Öffentlichkeit zugeführt werden. Wir müssen
die Möglichkeiten nutzen, europäische Themen insbe-
sondere auch unter dem Blickwinkel der Subsidiarität in
unserem Parlament zu behandeln. Mit den vielfältigen
Änderungen der Geschäftsordnung haben wir uns damit
die Arbeitsgrundlage geschaffen.

Dr. Eva Högl (SPD): 
Der Vertrag von Lissabon wird sehr zu Recht als ein

„Vertrag der Parlamente“ bezeichnet. Die neu formu-
lierten Rechte für die nationalen Parlamente sind eine
große Chance und eine wichtige Verantwortung des
Deutschen Bundestages. Wir ergreifen diese Chance und
nutzen unsere Rechte im Rahmen des europäischen Ge-
setzgebungsprozesses.

Durch den Vertrag von Lissabon und die Anforderun-
gen, die das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil
zum Vertrag von Lissabon formuliert hat, sind eine
Reihe von wichtigen Änderungen unserer Verfahren im
Deutschen Bundestag notwendig geworden.

Teilweise ergeben sich diese Änderungen aus dem In-
tegrationsverantwortungsgesetz und dem Gesetz über
die Zusammenarbeit von Bundesregierung und Deut-
schem Bundestag in Angelegenheiten der Europäischen
Union, mit denen die Vorgaben des Bundesverfassungs-
gerichts umgesetzt werden. Mit der Änderung der Ge-
schäftsordnung des Deutschen Bundestages passen wir
unsere parlamentarischen Verfahren und Abläufe bei
der Behandlung europäischer Dossiers an diese neuen
Grundlagen an. Die SPD-Bundestagsfraktion hat sich
an dieser Debatte von Beginn an engagiert beteiligt und
Zu Protokoll gegebene Reden
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frühzeitig und fortlaufend eigene Vorschläge einge-
bracht. Wir begrüßen das nun vorliegende Ergebnis.

Mit der Novellierung wird sowohl der deutlich
gestärkten Rolle des Deutschen Bundestages Rechnung
getragen als auch der verantwortungsvollen und selbst-
bewussten Ausübung seiner Rechte. Wir haben präzise
Regelungen formuliert, mit denen unser Recht auf Infor-
mation, unsere Beteiligung an europäischen Rechtset-
zungsvorhaben sowie unsere Möglichkeit, Stellungnah-
men abzugeben, in unserer täglichen Parlamentspraxis
umfassend verwirklicht und gut umgesetzt werden.

Besonders hervorheben möchte ich die Subsidiari-
tätsprüfung. Hier haben die nationalen Parlamente eine
neue, besondere Aufgabe im Verfahren der europäischen
Gesetzgebung. Die nationalen Parlamente werden damit
zum Akteur auf der europäischen Ebene.

Im Rahmen der Subsidiaritätsprüfung können die na-
tionalen Parlamente ihre Bedenken frühzeitig vortra-
gen, was sogar dazu führen kann, dass Vorschläge für
europäische Rechtsetzung überarbeitet werden müssen.
Diese starke Stellung, die wir als Deutscher Bundestag
damit erhalten haben, müssen wir nutzen und wirksam
einsetzen. Dafür benötigen wir die geeigneten Verfahren
der internen Organisation unserer Arbeit und unserer
Abläufe, die wir mit der geänderten Geschäftsordnung
formulieren. Diese Änderungen tragen dazu bei, dass
wir unsere Rechte wirksam wahrnehmen und dass da-
rüber hinaus Europa in der täglichen Arbeit des Deut-
schen Bundestages eine größere Rolle einnimmt. Das
begrüße ich ganz ausdrücklich.

Bezogen auf die Ausschüsse gilt dies nicht nur für den
Europa-Ausschuss, sondern auch und gerade für die
Fachausschüsse. Es ist richtig, dass wir uns entschieden
haben, dass die Fachausschüsse federführend bei der
Subsidiaritätsprüfung sind. Sie sind der richtige Ort, um
aus fachpolitischer Sicht die Kriterien der Subsidiarität
zu prüfen.

Diese gestiegene Bedeutung europäischer Gesetzge-
bung spiegelt sich in der hervorgehobenen Stellung des
Ausschusses für die Angelegenheiten der Europäischen
Union wider, die wir in den Änderungen der Geschäfts-
ordnung formuliert haben. Deshalb freue ich mich, dass
der Vorschlag der SPD aufgegriffen wurde und wir uns
darauf verständigen konnten, dass im Rahmen der Sub-
sidiaritätsprüfung, wenn beabsichtigt ist, die Verletzung
des Grundsatzes der Subsidiarität zu rügen, der Europa-
Ausschuss unverzüglich zu informieren und ihm zu-
nächst Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben ist. Das
sichert den europäischen Blick auf die Subsidiaritäts-
prüfung, der richtig und wichtig ist.

Auch die Zuständigkeit des Europa-Ausschusses für
die Subsidiaritätsklage ist eine richtige Entscheidung.

Hinweisen möchte ich bei dieser Gelegenheit darauf,
dass wir bei der Subsidiaritätsprüfung die Frist von acht
Wochen einhalten müssen. Das stellt für uns und unsere
Abläufe im Deutschen Bundestag durchaus eine Heraus-
forderung dar. Deshalb ist es sinnvoll, dass wir in unse-
rer geänderten Geschäftsordnung darauf hinweisen,
dass die Ausschüsse bei ihrer Beschlussfassung über die
Subsidiaritätsprüfung die auf der Ebene der Europäi-
schen Union maßgeblichen Fristvorgaben berücksichti-
gen.

Ich hätte mir hier auch eine stärkere Verpflichtung
der Ausschüsse vorstellen können, nämlich dass Anträge
auf Erhebung der Subsidiaritätsrüge unverzüglich auf
die Tagesordnung der damit befassten Ausschüsse zu
setzen und zu behandeln sind. Dies wäre vor dem Hin-
tergrund, dass die Subsidiaritätsprüfung vor allem für
die Fraktionen, die keine Mehrheit im Deutschen Bun-
destag haben, ein wichtiges Instrument ist, eine sinn-
volle Regelung gewesen. Ich hoffe daher, dass wir die
formulierte Pflicht zur Berücksichtigung der europäi-
schen Fristvorgaben in diesem Sinne auslegen und in
den Ausschüssen entsprechend verfahren. Ansonsten
könnte durch Nichtaufsetzung oder Absetzung eines Ta-
gesordnungspunktes eine wichtige Debatte über die
Subsidiarität verhindert werden. Das kann nicht im Inte-
resse des Deutschen Bundestages sein.

Wir als SPD-Bundestagsfraktion hätten uns darüber
hinaus gewünscht, dass plenarersetzende Beschlüsse
des Europaausschusses auch im Rahmen des sogenann-
ten Notbremsemechanismus gelten. Sinn und Zweck der
Notbremse ist es, bei Bedenken wegen der Auswirkung
von EU-Rechtsetzungsakten auf grundlegende Aspekte
der nationalen Strafrechtsordnung oder auf wichtige As-
pekte der sozialen Sicherungssysteme eines Mitglied-
staates das Gesetzgebungsverfahren zu unterbrechen
und den Europäischen Rat anzurufen. Der Bedarf, die-
ses Instrument anzuwenden, kann kurzfristig auch in der
sitzungsfreien Zeit wegen der fortlaufenden Verhandlun-
gen im Rat auftreten. Der Bundestag hat aufgrund des
Lissabon-Urteils des Bundesverfassungsgerichts die Be-
fugnis erlangt, die Bundesregierung zur Anwendung des
Notbremsemechanismus anzuweisen. Das Urteil ist in
dieser Hinsicht unmissverständlich und auch eine klare
Verpflichtung, spricht es doch vom „notwendigen Maß
demokratischer Legitimation“. Gerade für den Not-
bremsemechanismus wäre deshalb aus unserer Sicht die
Möglichkeit eines plenarersetzenden Beschlusses not-
wendig gewesen. Es ist schade, dass wir uns mit diesem
Vorschlag bei den Beratungen der Änderung der Ge-
schäftsordnung nicht haben durchsetzen können.

Fazit: Mit den Änderungen der Geschäftsordnung
stärken wir die Europakompetenz des Deutschen Bun-
destages, werden unserer Rolle als wichtiger Akteur bei
der Gesetzgebung auf europäischer Ebene gerecht und
tragen dazu bei, dieses in unserer parlamentarischen
Praxis zu verwirklichen und umzusetzen – ein wichtiger
Schritt hin zu mehr Europa im Deutschen Bundestag. Ich
bin fest davon überzeugt, dass die formulierten Regelun-
gen sich in unserer täglichen Arbeit als tauglich erwei-
sen und wir damit eine gute Grundlage für die Beratung
und Behandlung europäischer Dossiers haben.

Jörg van Essen (FDP): 
Nach dem Inkrafttreten der Begleitgesetze zum Ver-

trag von Lissabon haben wir uns im 1. Ausschuss viel
Zeit genommen, um die umfangreichen Änderungen der
Geschäftsordnung intensiv und ausführlich zu diskutie-
Zu Protokoll gegebene Reden
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ren. Über ein halbes Jahr lang haben wir gute Debatten
im Ausschuss geführt, und ich bin froh, dass wir unseren
Zeitplan einhalten konnten, die Beschlussempfehlung
und den Bericht zur Änderung der Geschäftsordnung
des Deutschen Bundestages im Hinblick auf den Vertrag
von Lissabon dem Plenum noch vor der Sommerpause
vorzulegen. Für die interessanten und konstruktiven
Diskussionen möchte ich mich bei den Kollegen ebenso
bedanken wie beim Ausschusssekretariat für die hervor-
ragende Vorbereitung und Begleitung des Diskussions-
prozesses.

Durch das Integrationsverantwortungsgesetz sind
neue Rechte und Aufgaben des Bundestages in Bezug auf
die Mitwirkung an der europäischen Gesetzgebung fest-
geschrieben worden. Das jeweilige Verfahren hier im
Bundestag ist bislang noch nicht geregelt. Dies gilt be-
sonders für die Erhebung der Subsidiaritätsrüge und der
Subsidiaritätsklage. Außerdem war die Frage zu klären,
welche Aufgaben der Bundestag im Plenum behandelt
und welche durch die Ausschüsse, insbesondere den
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen
Union, erledigt werden können. 

Ich bin der festen Überzeugung, dass wir ein sehr
ausgewogenes Regelwerk geschaffen haben, das sowohl
die Rolle des Plenums als auch die Rolle der Ausschüsse
berücksichtigt. Auch im Hinblick auf die Wahrung der
Rechte der einzelnen Fraktionen sind wir zu einem guten
Ergebnis gekommen. Lassen Sie mich auf drei Aspekte
genauer eingehen:

Erstens. Es ist richtig, dass ein Teil der Aufgaben ple-
narersetzend an den EU-Ausschuss delegiert wird. Ge-
rade im Hinblick auf die Bedeutung und die Vielfalt der
Zuständigkeiten des europäischen Gesetzgebers ist es
unverzichtbar, dass der Bundestag in Angelegenheiten
der Europäischen Union jederzeit – auch kurzfristig –
handlungsfähig ist. Dieser Gedanke liegt auch Art. 45
Grundgesetz zugrunde. Wichtig ist aber, dass diese
Übertragung nicht ausnahmslos gilt. Dies ist selbstver-
ständlich nur da möglich, wo die Aufgabenwahrneh-
mung nach dem Integrationsverantwortungsgesetz nicht
durch Gesetz erfolgt. Denn ein Gesetz müssen wir im
Plenum verabschieden. 

Außerdem haben wir Ausnahmen im Bereich der
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik und beim
sogenannten Notbremsemechanismus nach § 9 Inte-
grationsverantwortungsgesetz festgeschrieben. Der
Notbremsemechanismus ermöglicht es dem Deutschen
Bundestag, die Befassung des Europäischen Rates mit
einem Thema zu fordern, und ist auf besonders sensible
Politikfelder wie das Strafrecht und die soziale Siche-
rung begrenzt. Ein solch scharfes Schwert sollte dem
Plenum vorbehalten bleiben. In Fällen der Eilbedürftig-
keit ist es weiterhin möglich, im Einzelfall den Aus-
schuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union
mit der Wahrnehmung dieses Rechts zu betrauen. Nicht
zuletzt ist es unverzichtbar, dass der Bundestag über
eine Rückholbefugnis für seine Entscheidung gegenüber
dem EU-Ausschuss verfügt. 

Die Position der Fachausschüsse wird dadurch ge-
stärkt, dass eine stillschweigende Wahrnehmung der
Rechte des Deutschen Bundestages durch den EU-Aus-
schuss mit einem Widerspruchsrecht der beteiligten Aus-
schüsse verbunden ist. 

Zweitens. Über die Behandlung der Subsidiaritäts-
rüge haben wir im Ausschuss lange diskutiert. Der Um-
stand, dass die Grünen dazu einen Änderungsantrag
eingebracht haben, lässt erahnen, dass wir in diesem
Punkt keine Einigkeit erzielen konnten. Entgegen der
Forderung der Grünen ist es aber richtig, die frühzeitige
Beteiligung des EU-Ausschusses nicht nur an einen An-
trag einer Fraktion auf Erhebung der Subsidiaritätsrüge
zu binden; denn es ist nicht allein eine Fraktion, die eine
Subsidiaritätsrüge initiieren kann. Eine solche Initiative
kann zum Beispiel auch von einem Ausschuss ausgehen.
Dies berücksichtigt die gewählte Formulierung. 

Genauso sollte es auch den Ausschüssen überlassen
bleiben, wann sie einen Antrag auf Erhebung einer Sub-
sidiaritätsrüge behandeln. Die Subsidiaritätsrüge ist ein
Instrument des gesamten Bundestages, sodass für einen
Eingriff in die Geschäftsordnungshoheit der Ausschüsse
kein Bedarf besteht. Die Ausschussmehrheit wäre auch
in der Lage, einen gestellten Antrag abzulehnen. Dann
muss er aber auch entscheiden können, wann er sich mit
dem Antrag befasst. 

Für die von den Grünen begehrte Änderung besteht
also kein Bedürfnis.

Drittens. Einen sehr ausgewogenen Kompromiss ha-
ben wir in der Diskussion um die Subsidiaritätsklage er-
zielt. Die Erhebung einer Subsidiaritätsklage ist nach
Art. 23 Grundgesetz als Minderheitenrecht ausgestaltet.
Es reicht, wenn ein Viertel der Mitglieder des Bundesta-
ges die Erhebung der Subsidiaritätsklage verlangt.
Gleichzeitig ist aber der gesamte Bundestag Partei des
Klageverfahrens. Dies kann zu widerstreitenden Interes-
sen, insbesondere bei der Benennung des Prozessbevoll-
mächtigten, bei der Formulierung der Klageschrift und
der Durchführung des Klageverfahrens führen. Daher
müssen die Verfahrensregeln der Geschäftsordnung so
ausgestaltet sein, dass sie Interessen der antragsberech-
tigten Minderheit einerseits und die Interessen der Bun-
destagsmehrheit andererseits berücksichtigen. Ich
meine, dass wir diesen Konflikt sehr gut aufgelöst ha-
ben.

Der vorliegende Entwurf verlangt, dass bei der Be-
nennung eines Prozessbevollmächtigten Einvernehmen
zwischen den Antragstellern und dem Bundestag erzielt
werden muss, um der Gefahr zu begegnen, dass die Bun-
destagsmehrheit einen Prozessbevollmächtigten be-
nennt, der die Subsidiaritätsklage nicht hinreichend be-
fördert, und damit das Minderheitenrecht leerläuft. 

Im Hinblick auf die Formulierung der Klageschrift
sowie die Durchführung des Klageverfahrens erscheint
es dagegen aus Praktikabilitätsgründen kaum möglich,
in jedem Punkt Einvernehmen herzustellen. Im Gegen-
teil: Auch hier droht eine Blockade des Verfahrens, wenn
Einigkeit nicht erzielt wird. Daher ist es sachgerecht, in
diesen Punkten sicherzustellen, dass die Antragsteller
angemessen beteiligt werden, die Federführung aber
Zu Protokoll gegebene Reden
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dem Bundestag als Partei der Subsidiaritätsklage zu
übertragen.

Mit dem Ergebnis der Arbeit im 1. Ausschuss können
wir sehr zufrieden sein. Nach Ihrer Zustimmung kann
mit diesen Änderungen auch in der parlamentarischen
Praxis gearbeitet werden, damit wir die Rechte des
Deutschen Bundestages aus den Begleitgesetzen zum
Vertrag von Lissabon hier im Hause lebendig und um-
fangreich wahrnehmen können. Ich freue mich, dass wir
heute dafür die Grundlage in unserer Geschäftsordnung
legen.

Alexander Ulrich (DIE LINKE): 
Mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum

Vertrag von Lissabon sind die Kontroll- und Mitent-
scheidungsrechte des Bundestags in EU-Angelegenhei-
ten bestätigt und gestärkt worden. Das ist auch Ergebnis
unserer kritischen Politik und unserer Verfassungsklage.
Wir sehen das Urteil selbst, die auf seiner Grundlage
neu geschaffenen Begleitgesetze und die Änderung der
Geschäftsordnung insgesamt als Erfolg unserer Politik.
Die anderen Fraktionen hatten weniger Rechte des Bun-
destags gewollt oder sich doch damit zufrieden gegeben.

Wenn heute wesentliche Änderungen der Geschäfts-
ordnung beschlossen werden, dient das nach den Be-
gleitgesetzen der Umsetzung des Lissabon-Urteils. Wir
werden den Vorschlägen des Geschäftsordnungsaus-
schusses zustimmen. Über ein Jahr nach der Entschei-
dung des Verfassungsgerichts ist es an der Zeit, ihre
Inhalte in die Regeln über die tagtägliche parlamentari-
sche Praxis umzusetzen. Daran wollen wir durch unser
Abstimmungsverhalten keinen Zweifel aufkommen las-
sen.

Unsere Zustimmung bedeutet allerdings nicht, dass
wir die zur Abstimmung stehende Vorlage für ideal, für
nicht weiter zu verbessern halten. Wir hatten ja selbst
Änderungsanträge in die Ausschussberatungen einge-
bracht, die leider nicht berücksichtigt wurden. Bedenken
gegen einzelne der vorgeschlagenen Regelungen beste-
hen fort. Wenn wir der Vorlage gleichwohl zustimmen,
geschieht das in der sicheren Voraussicht, dass vor uns
eine Phase der praktischen Erprobung der neuen Rege-
lungen liegt. Dass sich alle Regelungen in der Praxis
voll bewähren werden, glauben wir nicht. Wir sind des-
halb sicher, dass wir noch vor Ende dieser Wahlperiode
erneute Änderungen vornehmen werden – als Konse-
quenz aus den zu erwartenden praktischen Erfahrungen.
Und ich denke, das wird dann auch einvernehmlich ge-
schehen.

Sicher werden wir das Verhältnis von federführenden
Ausschüssen und Europaausschuss im Zusammenhang
mit der Erhebung von Subsidiaritätsbeschwerde kritisch
überprüfen müssen. Dabei geht es zum einen um die
Achtwochenfrist des Lissabon-Vertrages und ihre opti-
male Nutzung durch Ausschüsse, Fraktionen und Ple-
num. Dabei ist immer auch zu bedenken, dass in dieser
Frist auch eine Koordinierung mit anderen mitglied-
staatlichen Parlamenten erfolgen muss.
Noch wichtiger ist die Frage, wie wir als Bundestag
Stellungnahmen nach Art. 23 des Grundgesetzes recht-
zeitig abgeben können, wenn sich die Entscheidungsla-
gen auf EU-Ebene manchmal fast täglich ändern. Neu-
estes Beispiel ist hier die neue Verabredung zu SWIFT,
in der Europol zur Datenschutzbehörde erklärt wird.
Die Bundesregierung stimmt dem zu und wir können das
im Plenum vorher nicht einmal diskutieren. Da werden
wir ganz sicher noch weitere Änderungen unserer einge-
fahrenen Verfahrensweisen konzipieren und durchsetzen
müssen. 

Wenn wir als Parlament wirklich Einfluss auf wesent-
liche Entscheidungen der EU-Organe nehmen wollen,
wird sich noch einiges andere ändern müssen. Das gilt
nicht nur für den Bundestag insgesamt. Das gilt auch für
die Fraktionen. Auch für meine eigene.

In diesem Zusammenhang möchte ich noch darauf
hinweisen, dass wir in der Praxis auch die Begleitge-
setze auf den Prüfstand stellen müssen. Wir werden im-
mer kritisch, auch selbstkritisch, prüfen müssen, ob sie
sich als praktikabel erweisen und ob sie den Anforde-
rungen des Lissabon-Urteils in der Praxis wirklich um-
fassend gerecht werden.

All diese Bemerkungen ändern aber nichts daran:
Das Lissabon-Urteil, die Begleitgesetze und auch die
jetzt abzustimmenden Vorschläge zur Änderung der Ge-
schäftsordnung sind wichtige und im Wesentlichen rich-
tige Schritte in Richtung auf eine demokratischere Euro-
päische Union. Wir haben als Fraktion Die Linke nicht
unerheblichen Anteil daran. Heute werden wir den zur
Abstimmung stehenden Vorschlägen zustimmen. Wir
werden aber weiter daran arbeiten, dass wir auf diesem
Weg zu einem demokratischeren Europa noch weiter vo-
rankommen. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Durch den am 1. Dezember 2009 in Kraft getretenen

Vertrag von Lissabon ist die Europäischen Union demo-
kratischer, transparenter und effizienter geworden. Der
Vertrag hat einige Änderungen mit sich gebracht, und
insbesondere aus dem Blickwinkel des Bundestages be-
grüßen wir, dass die nationalen Parlamente wesentlich
intensiver in den europäischen Rechtsetzungsprozess
mit eingebunden werden. 

So erhalten die Parlamente nun die Möglichkeit, Ge-
setzgebungsvorschläge direkt auf ihre Vereinbarkeit mit
dem Subsidiaritätsprinzip zu untersuchen und bei Ver-
letzung der Subsidiarität dies direkt zu rügen. Wird das
Gesetz dennoch in der Form erlassen, so können die
Parlamente Klage vor dem Europäischen Gerichtshof
erheben. Bei uns kann dies sogar eine Minderheit von
25 Prozent erreichen. Damit diese Rechte aber auch ihre
volle Wirksamkeit entfalten können, müssen sie prakti-
kabel umgesetzt werden und dürfen nicht durch die Art
und Weise des Verfahrens behindert oder gar unmöglich
gemacht werden.

Der Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung hat nach intensiven Diskussionen und
unter enger Einbindung des Ausschusses für die Angele-
Zu Protokoll gegebene Reden
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genheiten der Europäischen Union eine Beschlussemp-
fehlung und einen Bericht verabschiedet, der die durch
den Lissaboner Vertrag notwendigen Änderungen der
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages vor-
nimmt. 

Die nun gefundenen Lösungen werden den Bundestag
ein gutes Stück europafähiger machen. Auf der anderen
Seite hätten wir uns noch eine weitere Stärkung und Klar-
heit der Verfahrensregelungen insbesondere hinsichtlich
der Erhebung der Subsidiaritätsrüge gewünscht. 

Die Regelung in § 93 a Abs. 1 Satz 2 GO-BT zur Er-
hebung der Subsidiaritätsrüge reicht unseres Erachtens
nicht aus. Dort wird Folgendes geregelt: Wird beabsich-
tigt, insoweit eine Verletzung zu rügen, ist unverzüglich
der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäi-
schen Union zu informieren, um diesem zunächst Gele-
genheit zur Stellungnahme zu geben.

Es bleibt aber unklar, was mit „wird beabsichtigt“
genau gemeint ist. Ist hierfür bereits die Absicht eines
einzelnen Abgeordneten ausreichend, oder muss eine
Fraktion beabsichtigten oder der federführende Aus-
schuss? Es bleibt auch im Unklaren, inwieweit sich
diese Absicht bereits manifestiert haben muss. Wird erst
beabsichtigt, wenn bereits ein Antragstext schwarz auf
weiß vorliegt, oder reicht es bereits, kundzutun, eine sol-
che Rüge erheben zu wollen? Leider wurde hier die
Möglichkeit verpasst, deutlich zu machen, zu welchem
Zeitpunkt konkret der Ausschuss für die Angelegenhei-
ten der Europäischen Union zu befassen ist und welchen
Konkretisierungsgrad die Rüge zu diesem Zeitpunkt ha-
ben muss. 

Die Grünen haben daher folgenden Änderungsantrag
eingebracht: 

Wird ein Antrag auf Erhebung der Subsidiaritäts-
rüge eingereicht, so ist dieser dem Ausschuss für
die Angelegenheiten der Europäischen Union un-
verzüglich zuzuleiten, um ihm Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben.

Hierdurch würde die vorstehend dargestellte Unsi-
cherheit behoben, und es würde dem Bundestag erleich-
tert, die knapp bemessene Frist von acht Wochen zur Er-
hebung der Subsidiaritätsrüge einzuhalten. 

Einen zweiten, nicht weniger wichtigen Punkt betrifft
unser zweiter Änderungsantrag: 

Anträge auf Erhebung der Subsidiaritätsrüge sind
auf Antrag einer Fraktion unverzüglich auf die Ta-
gesordnung der damit befassten Ausschüsse zu set-
zen und zu behandeln.

Hiermit wollen wir sicherstellen, dass Anträge auf
Erhebung der Subsidiaritätsrüge innerhalb der achtwö-
chigen Frist auch tatsächlich behandelt werden. Es geht
dabei keinesfalls um die Schaffung eines weiteren Min-
derheitenrechts oder gar die Möglichkeit, die Erhebung
der Subsidiaritätsrüge zu erzwingen, sondern lediglich
darum, dass sich die nach § 93 a Abs. 1 Satz 1 der Ge-
schäftsordnung des Deutschen Bundestages zuständigen
Ausschüsse auch mit einem Antrag auf Erhebung der
Subsidiaritätsrüge fristgerecht inhaltlich auseinander-
setzen. 

Wir mussten nämlich die leidvolle Erfahrung machen,
dass ein solcher Antrag der Fraktion auf Erhebung der
Subsidiaritätsrüge in der letzten Sitzung des Rechtsaus-
schusses vor Ablauf der Subsidiaritätsfrist von der
Mehrheit von der Tagesordnung genommen wurde, und
das ohne Begründung. Es kam daher nicht einmal zu ei-
ner inhaltlichen Debatte über den Antrag und den zu-
grunde liegenden Richtlinienentwurf, von einer Ent-
scheidung ganz zu schweigen. 

Eine solche Nichtbehandlung ist inakzeptabel und
wird auch dem Geiste des Lissabon-Vertrags nicht ge-
recht. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Ur-
teil zum Lissaboner Vertrag mahnend darauf hingewie-
sen, dass der Bundestag die ihm zustehenden Rechte
nutzen muss. Voraussetzung dafür ist aber auch die in-
haltliche Debatte und Entscheidung zu europäischen
Themen. 

Mit der Zustimmung zu unseren Anträgen würden Sie
der Wirksamkeit des Lissabon-Vertrags und der Bedeu-
tung der Rechte des Deutschen Bundestags im europäi-
schen Rechtsetzungsprozess zweifellos dienen. Darüber
hinaus stimmen wir Grüne den Änderungen der Ge-
schäftsordnung zu. 

Damit kommen wir zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Wahlprüfung,
Immunität und Geschäftsordnung auf Drucksache 17/2394.

Zunächst zum Änderungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen, über den wir zuerst abstimmen. Wer
stimmt für den Änderungsantrag auf Drucksache 17/2461? –
Wer ist dagegen? – Enthaltungen? – Der Änderungsan-
trag ist damit mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
abgelehnt.

Wer stimmt für die Beschlussempfehlung auf Druck-
sache 17/2394? – Ist jemand dagegen? – Enthaltungen? –
Die Beschlussempfehlung ist damit mit den Stimmen
des ganzen Hauses angenommen.
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